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Die Stunde der Entscheidung 
Verehrte Gäste, liebe Delegierte, 

seit unserem letzten Parteitag im Oktober 1971 in 
Saarbrücken können wir diese Tatsachen verzeich­
nen: Wir haben — die Wahl in Baden-Württemberg 
gewonnen, 

# die Geschlossenheit der Führung hergestellt, 

9 die innerparteiliche Demokratie belebt, 

# die Grundsatzdiskussion wieder aufgenom­
men, 

# die Finanzsituation verbessert 

# die Organisation gestrafft, 

# die Mitgliederzahl erhöht, 

# die Information verbessert und 

# die Öffentlichkeitsarbeit ausgebaut. 

Der Generalsekretär, mein Kollege Konrad Kraske, 
wird dazu im einzelnen berichten. Ich möchte ihm — 
wie allen Mitgliedern des Präsidiums und des Bun­
desvorstandes — danken — ebenso wie allen Mitar­
beitern der Partei auf Bundes-, Landes- und Kreis­
ebene. Mein Dank gilt den Landes- und den Vereini­
gungsvorsitzenden, den Kreisvorsitzenden, allen Ab­
geordneten und allen Mitgliedern. 

Die Bundestagsfralttion, die KampfgemeinschtH 
von CDU und CSU, hat ihre auf eine klare Alternative 
angelegte Oppositionsarbeit so erfolgreich festge­
setzt, daß die Regierung Brandt vorzeitig aufgeben 
mußte. Ich verweise auf den schriftlichen Bericht der 
Fraktion, der mein Dank gilt - allen Kollegen und 
allen Mitarbeitern. 

So haben wir durch konsequente Arbeit die Stunde 
der Entscheidung herbeigeführt: 

Die Union steht bereit, durch eine bessere Politllc 
zu Stabilität und Fortschritt, zu Erfolg und sozialer 
Gerechtigkeit, zu mehr Frieden und zu mehr Sicher­
heit zu führen. 

Und wenn wir Frieden sagen, meinen wir den Frie­
den nach außen und nach innen. Dieser beruht auf 
Respekt und Toleranz und Rücksicht. Verleumdung 
zerstört neben dem Frieden im Innern den, der sie 
ausspricht! 

Es geht um die politische Erneuerung der Bundes-
republil( Deutschland. Kritiker sind nicht „Schreib­
tischtäter"! Und das Gewissen der Politiker darf 
nicht zur Handelsware abgewertet werden! 
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Ein neuer Anfang 
Es geht um die Umkehr von einem Weg, der das 

früher Erreichte nicht bewahrt, sondern gefährdet. 
Wir trauen uns zu, was Deutschland braucht: 

EINEN NEUEN ANFANG! 

Deutschland steht vor einer grundsätzlichen Ent­
scheidung: 

Erneuerung durch die Union im Geiste unserer 
Prinzipien 
oder 
Abgleiten In den Sozialismus der SPD. 

Viele sind enttäuscht von der Führungsschwäche 
und von der Instabilität, von den Ergebnissen, von 
den Vorkommnissen und den Affären, von den Rück­
tritten und Ausrutschern, von den nicht eingelösten 
Versprechungen dieser Koalition. Diese Enttäu­
schung hat, wie wir wissen, gerade die ergriffen, die 
1969 - zum Teil erstmals — SPD gewählt haben. Die 
meisten von diesen werden es zugleich letztmals ge­
tan haben, weil innerhalb der SPD - jedermann 
sichtbar — Sozialisten die Mehrheit erobert haben 
und die Sozialdemokraten in die Minderheit geraten 
sind. Die Mehrheit der Deutschen aber will diesen 
Soziaiismus nicht! 

Diese Mehrheit will Fortschritt durch Partnerschaft 
der Mitte, will Würde und Anstand der Führenden, 
Diese Mehrheit kann und wird sich für uns entschei­
den, wenn wir 

# mit dem moderneren Programm, 

# mit der besseren Mannschaft, 

# mit der größeren Festigkeit und 
# mit überlegenerem Kampfgeist ans Werk 

gehen. 

Diese Mehrheit im Volk wird mißtrauisch, wenn die 
Fundamente In Gefahr geraten. Und dies geschieht 
durch die SPD: 

Wer erklärt, Stabilität sei bloß so ein Modewort 
und zugleich die Soziale Marktwirtschaft grund­
sätzlich in Frage stellt, 
wer Fremdbestimmung statt Mitbestimmung will, 
wer kollektive Vermögenfonds statt privaten Eigen­
tums mit persönlicher Verfügungsgewalt anstrebt, 
wer die breitere Streuung privaten Eigentums ab­
lehnt, da auf diese Weise das ,,System" stabilisiert 
werde, 
wer mit der Steuerpolitik die Belastbarkeit der Un­
ternehmungen erproben, den Ertrag sozialisieren. 



die Leistung bestrafen, den (Mittelstand auszehren 
sowie die Kinderreichen und die Ehe benachteili­
gen will, 

wer den Zusammenschluß des freien Europa zur 
Politische Union nicht will, 

wer den Kampf gegen den politischen Radikalis­
mus nur halbherzig führt, 

wer Manipulation durch Landespresseausschüsse 
will, 

wer sich so einläßt, der will eine andere, eine so­
zialistische Ordnung, der zwingt uns zum Kampf 
um die Grundsätze, um die Fundamente. 

Wir weichen dem nicht aus: Auf die auBenpolitisdie 
Öffnung nach Osten darf nicht die Innenpolitische 
Öffnung für diesen Soziallsmus folgen I 

Dieser Soziallsmus nämlich macht alle ärmer, 
macht alle abhängiger. 

Nirgendwo auf der Weit ist durch Soziaiismus er­
reicht worden, was hierzulande für die breiten Mas­
sen sozial und human erreicht wurde durch Soziale 
Marictwirtschaft. 

Inflation ist gegenwärtig der größte Gegner der 
Sozialen Marktwirtschaft. Die Mahnung des Präsiden­
ten der Deutschen Bundesbank, des Sozialdemokra­
ten Kiasen, ist eindeutig: „Die Leistungsfähigkeit un­

serer Wirtschaft wird verringert. Der Regierung wird 
es immer schwieriger, notwendige Reformen durch­
zuführen, unser Sparkapital, unser gesamter Wohl­
stand schwindet dahin. Neue soziale Ungerechtigkei­
ten entstehen. Das ergibt weitere soziale Spannun­
gen. Unsere freiheitliche Wirtschaftsordnung wird ge­
fährdet. Und schließlich wird unsere Demokratie in 
Frage gestellt." 

Dem kann man nur zustimmen. 
Und ich stimme zu, wenn Herr Poullain dieser Tage 

sagte: 

„Wenn ich Juso wäre, würde ich die Hände in 
den Schoß legen, die Entwicklung mit Ruhe be­
trachten und dann den richtigen Augenblick ab­
warten, um unsere Soziale Marktwirtschaft, die 
durch diesen Inflationsprozeß permanent ausge­
höhlt wird, zu stürzen." 

Die Frage stellt sich: Warum tut dann der Kanzler 
nichts? Will er auch diese „andere Republik"? Duldet 
er Inflation als Mittel zur sozialistischen Veränderung 
der Gesellschaft? 

Und: Warum hält sich der Kanzler für handlungs­
unfähig zur Bekämpfung der Inflation, der Preisstei­
gerungen und des Finanzchaos? Derselbe Kanzler, 
der noch schnell einen Vertrag über Schicksalsfragen 
mit der DDR abschließen will, obwohl er ohne Mehr­
heit und ohne Parlament ist? 



Hier wird deutlich, wo die Prioritäten dieses Kanz­
lers liegen - bei der Stabilität, also bei der Basis für 
Fortschritt und soziale Gerechtigkeit — liegen sie 
nicht; und bei der inneren Ordnung liegen sie auch 
nichtl 

An drei Beispielen aus der Gesetzgebungsarbeit 
des 6. Deutschen Bundestages ist unschwer abzu­
lesen, wohin die Reise geht, wenn hier etwa SPD und 
FDP eine Mehrheit bekämen: 

# Nur über den Vermittlungsausschuß konnten wir 
einen Gesetzesbeschluß des Bundestages berich­
tigen, der zur Monopolisierung und Kommunali­
sierung des Grund und Bodens nach Sanierungs­
und Entwicklungsmaßnahmen geführt hätte. 

• Nicht durchsetzen konnten wir im gleichen Gesetz 
eine Vorschrift, die steuerliche Anreize für private 
Initiativen auch zur Sanierung und Entwicklung 
vorsah. Die private Initiative wurde hier ausge­
schlossen — aus ideologischen Gründen! Ergeb­
nis: Dieses wichtige Gesetz liegt ungenutzt in 
Schreibtischschubladen, da die öffentlichen Hände 
es finanziell nicht bedienen können, private In­
itiative aber ausgeschlossen wurde. So führt 
Ideologie zur Verhinderung des nötigen Fort­
schritts. Wir hätten den Wiederaufbau mit dieser 
Ideologie nie finanzieren können und wären jetzt 

mindestens zehn Jahre zurück, wenn wir alles nur 
aus Steuergeld hätten bezahlen wollen. So unter­
bleiben mögliche und nötige Sanierungen und 
Entw'cklungen. Das ist unverantwortlich! 

# Im Hochschuirechtsrahmen-Gesetz wollten SPD 
und FDP Grundrechte abhängig machen von ihren 
gesellschaftlichen Bezügen. Wer definiert diese 
Beschränkung der Individualrechte? Die Koalition 
schlug uns vor: 

,,Die Hochschulen und ihre Mitglieder sind gehal­
ten, die Freiheit von Forschung, Lehre und Stu­
dium im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor der 
Gesellschaft im Sinne des in Art. 5 Abs. 3 GG 
verbürgten Grundrechtes zu nutzen und zu wah­
ren." 

Wir haben dieser unvertretbaren Einengung von 
Grundrechten nicht zustimmen können. Sie hätte 
der Willkür Tür und Tor geöffnet und die — ange­
sichts der Lage an einigen Hochschulen — ebenso 
nötige wie dringende Vorschrift in der Praxis vor­
aussichtlich ins Gegenteil verkehrt. Die Koalition 
bestand auf dieser Hintertür. Das Gesetz schei­
terte mit der Regierung. 

Bemerkenswert an diesen drei Punkten ist die 
Einigkeit von SPD und FDP in diesen Fragen, die 
doch von der Koalition eher sozialistisch, aber be­
stimmt nicht liberal beantwortet wurden! 



Wille zur Leistung 
Die Bundesrepublik Deutschland — unter Führung 

der Union aufgebaut — zählt zu den bedeutendsten 
Staaten der Welt: Politisch und wirtschaftlich, ebenso 
aber wegen der Ausgewogenheit ihrer Sozialstruktur. 

Ohne persönlichen Einsatz eines Jeden und ohne 
den Willen zur Leistung wäre das vielzitierte deut­
sche „Wirtschaftswunder" nicht möglich gewesen. 

Unsere, der CDU/CSU, politische Leistung hatte 
ihre Wurzel In dem geistigen Ansatz unserer Politik; 
In den fortschrittlichen Prinzipien, auf die wir sie 
gründeten; in der für uns unabdingtxaren Verpflich­
tung zu sozialer Gerechtigkeit und vollkommener 
Einordnung unserer Interessen und unseres Poten­
tials In das europäische Ganze. 

Zu diesen Prinzipien gehören 

Soziale Marktwirtschaft 
statt Dirigismus und 

Soziale Partnerschaft 
statt Klassenkampf. 

Hieraus entwickelten wir moderne Konzeptionen 
für gesellschaftspolitische Schwerpunkte und setzten 

diese — durch Tagespolitik - erfolgreich um In eine 
bessere Gesellschaftsordnung. Ich erinnere an: 

Wohlstand für alle, 

Eigentum für jeden, 

Dynamische Rente, 

Sozialen Wohnungsbau, 

Aufstieg durch Bildung. 

Wir haben nicht von Reformen geredet und Infla­
tion bewirkt. Wir haben durch eine dynamische und 
sachgerechte Politik soliden Fortschritt verwirklicht 
und so die soziale Wirklichkell zum Besseren verän­
dert! 

Ist die Leistung des deutschen Wiederaufbaus in­
zwischen zu selbstverständlich geworden? Haben wir 
so sehr gearbeitet, daß wir zu wenig auf die 
Renaissance jener unheilvollen Ideen achteten, die 
wir für tot hielten? Die aber — wie man unschwer 
sehen kann — nur totgeglaubt waren? Es feiern doch 
Urständ: Klassenkampf und Neutralismus, Radikalis­
mus und Gewalt, Ertrags- und Leistungsverteufelung 
sowie die folgenschwere Verwechslung der Demo­
kratie mit einem schlappen Staat. 



Diese Geisteshaltungen der Verwirrung sind eine 
politische und geistige Herausforderung an uns. Nun 
geht es um Grundsätze. 

idi l<ann niciit umhiin, hier als Wurzel vieler Übel 
die geistige Verwirrung zu bezeichnen, die von 
denen ausgeht, die „Sozialismus" sagen, ohne er­
klären zu können, was das konkret heißt. 

Jede Politik ist zwar in Sachbereiche zerlegbar, und 
sie tritt meist auch so in Erscheinung, zum Beispiel 
als Innen-, Konjunktur-, Verteidigungs- und Sozial­
politik usw. 

Das darf aber nicht ablenken von dieser Wahrheit; 
Alle diese Einzel-Politiken sind Antworten, die von 
einem Ausgangspunkt, von einem KERN her gefun­
den werden. 

Und dieser KERN ist immer 
• bei den Demokraten wie bei den Revolutionä­

ren, bei den Sozialisten wie bei uns — 

g e s e l l s c h a f t s p o l i t i s c h bestimmt, — näm­
lich durch das Bild vom Menschen, von der Freiheit, 
von der Gerechtigkeit, vom Staat, vom Eigentum und 
vom Rang, den wir den Rechten und den Pflichten 
des Einzelnen geben. 

Wer wollte leugnen, daß unsere Sicht gesell­
schaftspolitisch anders ist als die der Sozialisten? 
Daß wir Leistung, Ertrag, Partnerschaft, Europa, 
Eigentum anders sehen? 

Die Zeit ist gekommen, diese Kontroverse zu se­
hen und diese Konfrontation um die Fundamente zu 
führen — sachlich, fair, deutlich. 

Die Geschichte wird uns nicht fragen, wie die gän­
gige Tagesmeinung, wie unsere Laune oder unsere 
Lust waren, sondern allein dies: 

Ob wir angesichts der Erfahrungen von Weimar, 
angesichts der Wirklichkeit des Kommunismus 
und angesichts der Einblicke, welche uns die ge­
genwärtige Lage und ihre Ursachen bieten, ge­
willt und imstand sind, die FUNDAMENTE dieses 
uns anvertrauten freiheitlichen und sozialen 
Rechtsstaaten zu wahren und zu festigen. 

Es wird immer deutlicher, daß es in der deutschen 
Politik nicht mehr um Punkte und Kommata, sondern 
um Grundsätze und Grundrichtungen geht; daß im 
Parteienwettbewerb nicht mehr nur die besseren 
Wege zu den gleichen Ziel- und Wertvorstellungen 
eine Rolle spielen; inzwischen hat ein Teil dieser 
Auseinandersetzungen bereits die Wert- und Zielvor­
stellungen selbst erfaßt. 
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Wir wollen Soziale Marktwirtschaft — 
die anderen stellen sie zunehmend In Frage. 

Wir wollen Stabilität -

die anderen verniedlichen die Inflation. 

Wir wollen Mitbestimmung — 
die anderen sind für Fremdbestimmung. 

Wir wollen breiter gestreutes persönliches Eigentum 
für jeden — 

die anderen sind für kollektive Vermögensfonds 
in den Händen der Mächtigen. 

Wir wollen ein Steuerrecht, das dem Bild der huma­
nen Leistungsgesellschaft entspricht — 

die anderen wollen durch Steuern die Leistung 
bestrafen und so die Gesellschaft sozialisieren. 

Wir wollen den Europäischen Bundesstaat — 
die anderen haben ihn abgeschrieben. 

Wir brauchen »Ina Politik, Idia das hart Erarbeitete 
sichert und durch stabile Verhältnisse soliden Fort­
schritt emiögllcht, damit es gerecht zugeht In 
Deutschland. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist kein statisches, son­
dern ein dynamisches Wirtschafts- und Gesellschafts­
programm für alle. Auf dem Erreichten dürfen wir 
nicht ausruhen. Deshalb muß die Soziale Marktwirt­
schaft so fortentwickelt werden, daß 

und 
die persönliche Freiheit erhalten 

noch mehr soziale Gerechtigkeit verwirklicht 
wird. 

Freilich setzen Fortschritt und soziale Gerechtigkeit 
stabile Verhältnisse voraus. 

Stabilität — Ideelle und materielle Stabilität — Ist 
für uns keine Illusion. Wir sind entschlossen, Stabi­
lität zurückzugewinnen — durch mehr Anstrengungen. 
Wir müssen das tun, denn Fortschritt gründet auf 
Stabilität. 

Mit unserem Kampf für mehr Stabilität wollen wir 
zugleich dafür sorgen, daB der einzelne nicht In 
Immer größere Abhängigkeit vom Staat, vom Kollek­
tiv, gerät, daß Vollbeschäftigung und Wachstum er­
halten bleiben. Die sozial Schwachen sollen nicht 
länger die Hauptleidtragenden des InflattonSren Ver-
tellungskampfes sein. 



Soziale Marktwirtschaft 
In den 20 Jahren Sozialer Marktwirtschaft unter 

unserer Führung ist es gelungen, eine ausgewogene 
und erfolgreiche Wirtschaftspolitik zu betreiben und 
zugleich zu beweisen, daß es einen Gegensatz zwi­
schen der Förderung von öffentlichem und privatem 
Wohlstand weder gibt noch geben darf. Sollen öffent­
licher und privater Wohlstand gleichermaßen geför­
dert werden, so müssen die gesamtwirtschaftlichen 
Ziele des Stabilitätsgesetzes gleichrangig verfolgt 
werden. Das ist der Union in den 20 Jahren, in denen 
sie in der Regierungsverantwortung stand, in hohem 
Maße gelungen. 

Dies sagen, heißt: Ludwig Erhard danken! 

• Das reale Sozialprodukt ist von 1950 bis 1969 im 
Jahresdurchschnitt um e'/j Prozent gestiegen. 

• Die Arbeitslosenquote wurde von 10,4 v. H. im 
Jahre 1950 auf 0,8 v. H. im Jahre 1969 gesenkt. 

# Gleichzeitig sind die Lebenshaltungskosten von 
1950 bis 1969 im Jahresdurchschnitt nur um 2,2 
V. H. gestiegen. 

# Entsprechend hoch war der Realeinkommenszu­
wachs der Arbeitnehmer: Von 1950 bis 1969 
konnten die Lohn- und Gehaltsempfänger im 
Schnitt einen jährlichen Einkommenszuwachs, 
einen realen Zuwachs, von 5,4 v. H. verzeichnen. 

Wir haben gleichzeitig für hohes Wirtschaftswachs­
tum, Vollbeschäftigung und Preisstabilität gesorgt. 
Die Union hat die deutsche Volkswirtschaft in die 
freie Weltwirtschaft eingegliedert und den Europä­
ischen Gemeinsamen Markt zum Nutzen aller Betei­
ligten mitbegründet. Wir wollen uns nicht selbstzu­
frieden auf die Schulter klopfen! Aber wir müssen 
den Klassenkampfparolen und Propagandalügen die 
Tatsachen gegenüberstellen: 

Unsere konkrete Politik mit dem Ziel ,,Eigentum 
für jeden" fand ihren Ausdruck in der Förderung des 
Familienheimes, des Wohnungsbau-Prämien- und 
des Spar-Prämien-Gesetzes, in der Sozialen Privati­
sierung, in Volksaktien und in Belegschaftsaktien so­
wie in den beiden Vermögensbildungsgesetzen. Die 
SPD hat in 20 Jahren zwar kritisiert, aber kein 
einziges Gesetz zur Verbesserung der Vermögens­
verteilung vorgelegt! 
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Das Ergebnis unserer Politik hierzu befriedigt noch 
nicht, ist aber ein guter Anfang: So haben 45 Prozent 
aller Arbeitnehmerhaushalte prämien-begünstigte 
Sparverträge, 46 Prozent besitzen Sparanlagen nach 
dem Vermögensbiidungs-Gesetz und 36 Prozent be­
sitzen eigenen Grund und Boden. 

So haben wir, soweit dies nach den verheerenden 
Kriegsfolgen möglich war, durch die Soziale Markt­
wirtschaft Wohlstand für alle und Eigentum für jeden 

geschaffen. Wir sind mit den Ergebnissen noch nicht 
zufrieden. Aber die Bilanz braucht keinen Vergleich 
mit irgendeinem Ergebnis irgendeines Sozialismus 
zu scheuen! 

Trotz dieser Bilanz kam es zur Regierung Brandt. 
Er wollte alles besser, sozialer, schöner, demokrati­
scher, moderner machen. 

Was ist daraus geworden? 
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Versprochen — nicht gehalten 
In der Aussprache zu seiner Regierungserklärung 

habe ich am 29. OI<tober 1969 erklärt: 

„Der Schutt der Nachkriegsjahre ist weggeräumt, 
die Hektik des Wiederaufbaus ist vorbei. Sie treten 
Ihr Amt an bei Vollbeschäftigung, stabilem Geld und 
wohlgeordneten Finanzen. Sie finden auf den Gebie­
ten der Bildungspolitik, der Finanz- und der Wirt­
schaftspolitik bessere Kompetenzen und ein gerade 
geschaffenes modernes Instrumentarium vor. Dazu 
treten die neuen Möglichkeiten des Arbeitsförde-
rungs- und des Berufsbildungsgesetzes sowie die 
anderen Reformwerke der Großen Koalition. Wir 
werden sehen, Herr Bundeskanzler, wie Sie von die­
sem soliden Fundament aus den Nutzen des deut­
schen Volkes mehren." 

Ich konnte so sprechen; denn der Staat war in 
Ordnung, als Kurt Georg Kiesinger die Regierungs­
verantwortung abgeben mußte. 

Was ist aus dieser Eröffnungsbilanz geworden? 
Nach drei Jahren der SPD/FDP-Regierung müssen 
wir feststellen: 

# Die Staatsfinanzen sind zerrüttet. 
# Die Bildungsreform ist gescheitert. 
# Wir haben weniger wirtschaftliches Wachstum. 

# Die Preisentwicklung ist außer Kontrolle geraten. 

# Die Steuern werden erhöht. 

# Der Bürger muß um seine Ersparnisse fürchten. 
9 Die sozial Schwachen sind die eigentlich Leidtra­

genden der Inflation. 

# Der Abstand des bäuerlichen Einkommens hat sich 
vermehrt. 

# Und bei alledem muß sich die SPD/FDP-Regie­
rung den Vorwurf gefallen lassen, daß nicht nur 
der Bürger, sondern auch der Staat durch die In­
flation ärmer geworden ist. 

Tatsachen sind: 

# Das reale Wachstum des Sozialprodukts bleibt von 
1970 bis 1972 mit einem Jahresdurchschnitt von 
3,8 V. H. weit hinter der Steigerungsrate der er­
sten 20 Jahre — 6,5 Prozent — zurück. 

# Die Preissteigerungen sind von 1970 bis 1971 mit 
etwa 5 V. H. jährlich bei den Lebenshaltungsko­
sten (1949 - 1969: 2,2 Prozent) und 11 bis 12 v. H. 
bei den Baupreisen mehr als doppelt so hoch wie 
in den Jahren einer von der CDU/CSU geführten 
Regierung. 
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Das Realeinkommen der Arbeitnehmer wird sich 
1972 bei einer Nominallohnsteigerung von voraus­
sichtlich etwa 9V2 V. H. nur noch um etwa SVJ V. H. 
erhöhen. 

Die Kaufkraft des von den privaten Haushalten seit 
der Währungsreform angesammelten Geldver­
mögens (417 Milliarden Dt^) ist allein im vergan­
genen Jahr um 23 Milliarden DM entwertet wor­
den. 

Immer wieder zurückgeworfen wird der Bausparer. 
Wer zum Beispiel im Herbst 1969 anfing, auf ein 
Haus zu sparen, muß im Sommer 1972 feststellen, 
daß das gleiche Bauvorhaben um 35 Prozent teu­
rer kommt. 

Die Rentner mußten im Jahre 1971 erstmals seit 
unserer Rentenreform von 1957 auf eine reale 
Steigerung ihres Einkommens verzichten. Das 
Rentenniveau erreichte 1971 mit 41,5 v.M. den 
niedrigsten Stand seit der von uns eingeführten 
dynamischen Rente. Wir haben hier die Initiative 
ergriffen und Hans Katzers Reform durchgesetzt! 

Neben den Rentnern und den Sparern trifft die In­
flation vor allem die kinderreichen Familien und 
die Bezieher kleiner Einkommen, bei denen unter 
anderem die Erhöhung der Mieten und Postge­
bühren besonders stark ins Gewicht fällt. 

Die Letwnshaitung eines Kindes hatte sich im 
Juli 1972 gegenüber dem Vorjahr um 6,5 v. H. ver­
teuert. 

Die Mieten sind im ersten Halbjahr 1972 im 
Schnitt um 5,9 v. H. gestiegen. 
Die am 1. Juli in Kraft getretenen PostgebOhren-
erhöhungen bedeuten, daß sich die Leistungen 
der Bundespost in der Größenordnung von einem 
Fünftel bis zur Häilfte verteuerten. 

Mit ihrer Haushalts- und Finanzpolitik zielte die 
Bundesregierung nach ihren eigenen Versprechun­
gen darauf ab, der „öffentlichen Armut bei privatem 
Wohlstand" entgegenzuwirken und den „Nachholbe­
darf" an öffentlichen Investitionen zu beseitigen. 

In Wirklichkeit ist die Bilanz dieser Bundesregie­
rung gerade im Bereich der öffentlichen Infrastruk­
turinvestitionen besonders besorgniserregend. 

Während sich in 20 Jahren Sozialer IMarktwirtschaft 
unter Führung der Union die Bauausgaben der Öf­
fentlichen Haushalte in den wichtigsten Infrastruktur­
bereichen zu 70 Prozent in realen Leistungsverbesse­
rungen niederschlugen, ist seit 1969 der größte Teil 
der IVIehr-Aufwendungen für Bauinvestitionen durch 
die Preissteigerungen absorbiert worden: 

Im Straßenbau ist mit mehr Geld real weniger 
geschaffen worden. 

13 



Beim Bau von Schulen und Hochschulen hat nur 
gut die Hälfte, 
bei den gemeindlichen Anstalten und Einrichtun­
gen gut ein Drittel und 
beim Bau von Krankenhäusern sogar nur e\wa 
ein Fünftel des Ausgabenzuwachses zu einem 
realen Leistungszuwachs geführt. 

In seinem Jahresgutachten 1971 sah der Sachver­
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft­
lichen Entwicklung die Zusammenhänge so: 

„Fatal bleibt in jedem F a l l e . . . , wie wenig auf 
Grund der stark expansiven öffentlichen Gesamt­
haushalte zweier Jahre — 1970 und 1971 — für 
die Erfüllung der staatlichen Aufgaben gewon­
nen wurde. Nach einer Ausgabensteigerung um 
zusammen 27 v. H. war, wegen der Preisentwich-
lung im Bereich der Nachfrage des Staates, des­
sen realer Anteil am Produktionspotential niedri­
ger als vorher." 

So nimmt es nicht wunder, daß die öffentlichen 
Haushalte in eine Finanzkrise ohne Beispiel ge­
schlittert sind, die zugleich Spiegelbi ld und Motor des 
inflatorischen Prozesses ist. 

Die Regierung hat ihr Scheitern auch dadurch ein­
gestehen müssen, daß sie abtrat, ohne einen Haus­
halt verabschiedet zu haben und ohne - der gesetz­

lichen Pflicht entsprechend - die nötige Bestands­
aufnahme durch die erneuerte mittelfristige Finanz­
planung vorzulegen. Gäbe es die heile Welt der Bun­
desfinanzen, die die Koalit ion wahrheitswidrig den 
K/litbürgern vortäuscht, so hätte die Regierung doch 
die Karten auf den Tisch gelegt! Sie hat es nicht ge­
wagt! 

Und nun hofft sie noch, die Wähler seien so dumm, 
das nicht zu merken! 

Das Dilemma wird deutlich, wenn wir wissen, daß 
zum Beispiel das Land Niedersachsen sich zum er­
sten Male seit 1948 außerstande sieht, Haushaltsmit­
tel für den öffentlichen Wohnungsbau bereitzustel len! 

Die Bundesregierung verbreitet — wahrheitswidrig 
— den Eindruck, als seien die finanziellen Probleme 
der Bundesfinanzen die Folge kostspieliger und gro­
ßer Reformen. Das ist nicht so. Die Bundesregierung 
kommt — wie überall, wo Sozialisten regieren— mit 
dem Geld nicht aus, weil die Inflation trabt. Und das 
ist eine Folge ihrer Polit ik! 

Durch Steuer- und Gebührenerhöhungen werden 
wir Schlag auf Schlag zur Kasse gebeten nicht etwa 
für Reformen, für Investitionen, für zusätzliche öffent­
liche Leistungen, für bessere Lebensbedingungen (ur 
morgen, sondern allein für die Begleichung der Zeche 
der Inflation von heute. 
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Der hausgemachte Anteil an der trabenden Infla­
tion ist bedeutend und von der Regierung zu verant­
worten. Damit muß Schluß sein. Denn Inflation ist 
Ausbeutung und Betrug am kleinen Mannl 

So stehen sich gegenüber: 

5 Prozent Preissteigerung je Jahr bei den anderen, 
— 2 Prozent bei uns. 

3,8 Prozent realer Zuwachs des Bruttosozialproduk­
tes je Jahr bei den anderen, 

— 6,5 Prozent bei uns. 

Diese Zahlen sprechen eine klare Sprache. Sie 
drücken den Mißerfolg der Koaltion aus. 

Trotz dieses offenkundigen Versagens hat man auf 
der anderen Seite nichts dazugelernt: Es wird — wie­
der mit den klangvollsten Worten - erneut allen alles, 
und das auch noch zugleich, versprochen. Nicht 
schöne Worte über gute Ziele machen, sondern durch 
harte, sachgerechte Art>eit diese Ziele Schritt um 
Schritt verwirklichen — das ist konkrete Politik. 

Trotz seines Scheiterns behauptet der Kollege 
Brandt, die l>essere Lebensqualität könne nur auf 
seinem Wege erreicht werden. 

Ich denke, die Rentner, die Sparer, die Kinderrei­
chen, die Studenten und die Berufsschüler, die Mie­
ter und die Postbenutzer wissen aus ihren trüben 

Erfahrungen, daß sie auf dem Wege des SPD-Sozia­
lismus um die Früchte ihrer Arbeit und um ihre Er­
sparnisse ebenso wie um möglichen Fortschritt be­
trogen werden. 

Und Brandt sollte es selber wissen! In seinem 
„Langzeitprogramm" rechnet er aus, daß rund fünf 
Prozent reales Wachstum der Volkswirtschaft zwin­
gend erforderlich seien, wenn seine PI8ne verwirk­
licht werden sollen, 5 Prozent reales Wachstum als 
Basis — eine Zahl, die in seinen Regierungsjahren 
nie erreicht wurde, die aber von uns über 20 Jahre 
lang übertroffen wurde! 

So ist durch Brandt selbst bewiesen, daß er nicht 
imstande ist, die wirtschaftliche Basis für sein eige­
nes Programm zu schaffen. 

Kritisieren wir — zu Recht und mit Zustimmung der 
Bevölkerung — die Inflation, so ist die Koalition 

# schnellzüngig und unsolide — um Ausreden nie 
legen: 

# Bald ist es das böse Ausland, 

9 bald ist es die Europäische Gemeinschaft, 

# bald sind es die von den Jusos verteufelten 
Unternehmer, 

# bald ist es die Abwehr von Arbeitslosigkeit, 
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